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Leitgatz: 
1st der Patentinhaber der alleinige BeschwerdefQhrer gegen 

eine zwischenentscheidung über die Aufrecheerhaltung des 
Patents in gendertem Urrtfang, so kann weder die 
Beschwerdekarflrfler noch der nicht beschwerdefUhreflde 
Einsprecheflde als Beteiligter nach Art. 107 Satz 2 EPU die 
Fassung des Patents gemai, der zwischenentscheiduflg in Frage 
stellen. 

1st der Einsprechende der alleiriige BeschwerdefQhrer gegen 
eine Zwischenentscheidung Uber die Aufrechterhaltung des 
Patents in gendertern Urnfang., so ist der Patentinhaber prirnr 
darauf beschrnkt, das Patent in der Fassung zu verteidigeri, 
die die Einspruchsabteilung ihrer zwjschenentscheidung zugrunde 
gelegt hat. Anderungen, die der patentinhaber als Beteiligter 
nach Art. 107 Satz 2 EPU vorsch1gt, kOnnen von der 
Beschwerdekarnmer abgelehnt werden, wenn sie weder sachdienlich 
noch erforderlich sind. 
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Zus ammenfas sung des Verfahrens 

Den Verfahren T 60/91, T 96/92 (vor der Beschwerdekarnmer 

3.2.1 - verOffentljcht in AB1. EPA 1993, 551) und 

T 488/91 (vor der Karnrner 3.5.1 - nicht irn AB1. EPA 

verOffentlicht) liegen zwischenentscheidungen der 

Einspruchsabteilung zugrunde, in denen festgestellt 

wurde, dag den angefochtenen Patent in einem gegenuber 

der erteilten Fassung geandertem umfang EinspruchsgrQnde 

nicht entgegenstUnden. Nach ErfOhlung der ausstehenden 

Formerfordernisse kOnnte nach der Auffassung der ersten 

Instanz das Patent in gendertem Umfang aufrechterhalten 

werden. In den Zwischenentscheidungen wurde die 

gesonderte Beschwerde genäi3 Artikel 106 (3) EPU 

zugelassen. 

In Verfahren T 60/91 hielt der Patentinhaber vor der 

Einspruchsabteilung nicht an der erteilten Fassung des 

Patents fest, sondern legte zwei genderte Fassungen ais 

Haupt- und als Hilfsantrag vor, wobei der Hauptancrag 

gegenuber der erteilten Fassung einschrankende Merkrnale 

enthielt und der Hilfsantrag seinerseits wieder gegenuber 

den Hauptantrag eingeschrankt war. Die Einspruchs-

abteilung war der Auffassung, dern Gegenstand des Patents 

fehie in der Fassung nach dern Hauptantrag die 

erfinderische Tatigkeit und steilte in einer 

Zwischerientscheidung fest, dag der Aufrechterhaltung des 

Patents in der Fassung gemag den Hilfaantrag keine 

Einspruchsgrtinde entgegenstehen. 

Der Patentinhaber als ahleiniger Beschwerdeführer stelite 

den Beschwerdeantrag, das Patent gemag den vor der 

Einspruchsabteilung gesteliten Hauptantrag aufrecht-

zuerhalten. Der Einsprechende als Beschwerdegegner 

stelite den Gegenantrag, das Patent - insgesarnt - zu 

widerruf en. 
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III. Irn Verfahren T 96/92 stelite der Patentinhaber vor der 

ersten Instanz den Hauptantrag, den Einspruch zurück- 

zuweisen und hilfsweise das Patent in einer von ibm 

vorgelegteri eingeschrankten Fassung aufrechtzuerhalten. 

Die Einspruchsabteilung legte der Zwischenentscheidung 

die Fassung gemag dem Hilfsantrag zugrunde. 

Der Einsprechende als alleiniger Beschwerdeführer steilte 

den Antrag auf Widerruf des Patents. Der Patentinhaber 

als Beschwerdegegner stelite den Gegenantrag, das Patent 

in der erteilten Fassung aufrechtzuerhalten, hilfsweise 

die Aufrechterhaltung in der Fassung der Zwischen-

entscheidung der Einspruchsabteilung zu besch1ie1,en. 

IV.. 	Auch irn Verfahren T 488/91 ist der Einsprechende der 

alleinige EeschwerdaführGr. Der Patentinhaber legte var 

der Einspruchsabteilung zwei (eingeschränkte) Stze von 

PatentansprQchen als Haupt- und I-Iilfsantrag var. Die 

Einspruchsabteilung legte ihrer Zwischenentscheidung die 

Fassung der Patentansprüche gemaS dern Hilfsantrag 

zugrunde. 

Der Einsprechende als alleiniger BeschwerdefOhrer 

beantragte, die Entscheidung in der Richtung abzund.ern, 

daZ das Patent widerrufen wird. 

Der Patentinhaber als Beschwerdegegner beantragte die 

Abweisung der Beschwerde und die Aufrechterhaltung des 

Patents in dem Umfang gemag der Entscheidung der 

Einspruchsabteilung. In der rnUndlichen Verhandlung stufte 

er diesen Antrag auf den Rang eines Hilfsantrages zurück 

und beantragte nunmehr als Hauptantrag die Aufrecht-

erhaltung des Patents in der bereits vor der Einsoruchs-

abteilung als Hauptantrag vorgelegten, von dieser aber 

abgelehnten Fassung. 



- 3 - 	 C 0009/92 

Die für die Verfahren T 60/91 und T 96/92 zustndige 

Beschwerdekarnrner 3.2.1 war der Auffassung, dag in beiden 

Verfahren zu entschejden sei, ob die Beschwerdekarrirner den 
alleinigen BeschwerdefQhrer im Vergleich zur 

angefochtenen Entscheidung schlechter stellen durfe oder 

ob ein Verschlechterungsverbot (Verbot der reforrnatio in 

peius) gelte. In den beiden Verfahren htten die 

Beschwerdegegner, ohne selbst Beschwerde erhoben zu 

haben, Anträge geseelic, die Qber die Antrge der 

BeschwerdefUhrer - zu deren Nachteil - hinausgehen. 

Die Zulãssigkeit soicher Anträge sei in der Recht-

sprechung bisher unterschiedlich beurteilt worden. In der 

Entscheidung T 369/91, ABi. EPA 1993, 561, sei dem 

Patentinhaber, der gegen die Zwischenencscheidung der 

Einspruchsabteilung keine Beschwerde eingelegt hat, der 

Gegenantrag auf Aufrechterhaltung des Patents in der 

erteilten Fassung (Zurückweisung des Einspruchs) verwehrt 

worden. Dagegen sei in den Entscheidungen T 576/89, 

AEl. EPA 1993, 543 und T 123/85, AEl. EPA 1989, 336 em 

ZurQckgehen auf die erteilte Fassung zugelassen worden. 

Die letztgenannte Entscheidung habe dies an die Bedingung 

geknUpft, daF kein verfahrensrechtlicher Miibrauch 
vorliege. 

tJnter Hinweis auf diese Rechtsprechungsdivergenz hat die 

Kamrner 3.2.1 die Verfahren T 60/91 und T 96/92 für die 

Vorlage der folgenden, zweiteiligen Rechtsfrage an die 

Grofe Beschwerdekarnrner verbunden: 

Darf die Beschwerd.kainmer die angefochtene Entscheidung 

zum Nachteil des Beschwardeführers abändern; 

Werm ja, in weichem Umfang? 
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Die Vorlageentscheidung zu T 60/91 und T 96/92 ist im 

AB1. EPA 1993, 551 verOffentlicht und bezieht sich auf 

das Verfahren G 9/92. 

Unter Bezugnahme auf diese Vorlageentscheidung legte die 

Rammer 3.5.1 im Verfahren T 488/91 der Grofen Beschwerde-

kammer dieselbe zweiteilige Rechtsfrage vor (C 4/93). 

Die Grofe Beschwerdekammer besch1o1, die Vorlagen der 

Rammer 3.2.1 (G 9/92) und der Rammer 3.5.1 (G 4/93) gemai 

Artikel 8 der Verfahrensordnung, AB1. EPA 1983, .3 in der 

Fassung A31. EPA 1989, 362, zu einem gerneinsamen 

Verfahren zu verbinden. 

Mach dieser verfahrensleitenden Entscheidung hat der 

Patentinhaber und Beschwerdegegner im Verfahren T 96/92 

semen Hauptantrag, den Einspruch zurQckzuweisen und 

damit das Patent in der erteilten Fassung aufrecht-

zuerhalten, zuruckgenommen. Da sich für dieses Verfahren 

die der Groen Beschwerdekammer gestellte Rechtsfrage 

nicht mehr steilt, wurde das Verfahren vor der Groen 

Beschwerdekammer, soweit T 96/92 betroffen £st, 

eingestellt. 

Den am verfahren vor der Groien Beschwerdekammer noch 

Beteiligten wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Die Beteiligten, die die Position des alleinigen 

BeschwerdefQhrers vertreten, sprachen sich gegen die 

Zulassung von seibstandigen Gegenantrgen der Beschwerde-

gegner aus. Die Uberprufung der erstinstanzlichen 

Entscheidung dürfe nur im Rabmen der Beschwerde erfolgen. 

Soweit der alleinige BeschwerdefUhrer durch die 

erstinstanzliche Entscheidung nicht beschwert sei, kOnne 

sie auch nicht Gegenstand seiner Beschwerde sein. Für 

eine 'Ansch1uf,beschwerde" des Beschwerdegegners als 

Reaktion auf die eirigereichte Beschwerde fehie die 

Rechtsgrundlage im EPU. Ohne Fristsetzung würde sie 
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Qberdies eine erhebliche VerzOgerung des Verfahrens 

bewirken kOnnen und dem Beschwerdegegner ungerecht-

fertigte Vorteile gegenQber der Partei bringen, die 

fristgerecht Beschwerde eingelegt habe. Dais eine durch 

die erstinstanzliche Eritscheidung beschwerte Partei eine 

Beschwerde einreiche, kOnne für die Gegenpartei keine 

Uberraschung bedeuten. Die Prüfung irn Rahmen der 

Beschwerde stünde mit den Grundsätzen eines fairen 

Verfahrens im Einklang. 

Die am Verfahren vor der Grofen Beschwerdekarnmer 

Beteiligten, die die Position der nicht beschwerde-

führenden Verfahrensbeteiligten vertreten, traten für die 

voile Entscheidungsfreiheit der Beschwerdekammern em. So 

dürften diese bei der alleinigen Beschwerde des Patent-

inhabers nicht an der Feststeilung der mangeinden 

Patentierbarkeit der Fassung nach der Zwischen-

enescheidung der Einspruchsabei1ung blog aus dern Grund 

gehindert werden, dag der Einsprechende keine Beschwerde 

erhoben habe. Jede Beschränkung ware küristlich und würde 

die Karnmern bei der Prüfung von Haupt- und Hilfsantragen 

zu einem Balanceakt' bei der Beurteilung der 

Patentierbarkeitskriterieri zwingen. Die Beschwerde stelle 

für den Beschwerdegegner eine neue, überraschende 

Situation dar, bei der er das Recht habe, ohne 

Einschrnkung zu reagieren. Wenn der Einsprechende die 

erstinstanzliche Entscheidung nicht angefochten habe, 

bedeute dies nur, dag er sich für den Fall, dag die 

Entscheidung in Rechtskraft erwachse, mit der dort 

festgelegten Fassung des Patents abgefunden habe. Werde 

die Entscheidung aber durch die Beschwerde des Patent-

inhabers in Frage gesteilt, müsse dieser das Risiko des 

Gegenangrifts und darnit des moglichen Widerruffs des 

Patents tragen. Im urngekehrten Fall, der alleinigen 

Beschwerde des Einsprechenden, müsse dieser damit 
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rechnen, dag der Patentinhaber auf fruhere Antrage 

zurückkornrne und die Aufrechterhaltung des Patents in 
unverandertem Urnfang beantrage. 

Ent scheidungsgrunde 

Verfahrensgrundaät ze 

Die vorgelegte Rechtsfrage betrif ft aligerneine Grundstze 

des Verfahrensrechts, wie sie in zahireichen ProzeE-
ordnungen der Vertragsstaaten des EPU - wenn auch 

unterschiedlich geregelt - verankert sind. Ob und 

inwieweit das Verfahren vOr den Beschwerdekarnrnern nach 
dern EPU an den Beschwerdeantrag gebunden ist, ist 

Gegenstand der in den Verfahren T 60/91 und T 488/91 

beschlossenen Vorlagen an die Groe Beschwerdekarnmer. Die 

irn EPU für europaische Patentanineldungen und Patente 

geregelten Verfahren werden - von Ausnahrnen abgesehen - 

auf Antrag eingeleitet. Der einleitende Antrag bestirnrnt 
das Verfahren. Dies entspricht dern Antragsgrundsatz (ne 
ultra petita) . In vorliegenden Verfahren geht es urn die 

Reichweite des die Beschwerde einleitenden Antrags fU.r 

das weitere Verfahren. Dies ist irn systernatischen 

Zusarnrnenhang mit den Verfahrensrecht nach den EPU zu 

betrachten. 

Das Einspruchsverfahren ist der Erteilung des Patents 

nachgeschaltet (Art. 99 EPU) . Es finden die Artikel 99 

bis 105 EPU und die entsprechenden Bestirnrnungen der 

AusfUhrungsordnung Anwendung. Auch in Einspruchsverfahren 

ist der Sachverhalt von Ants wegen zu erheben (Art. 114 

(1) EPU) . Den Amtsermittlungsgrundsatz sind aber in 

rnehreren Richtungen Schranken gesetzc, die darauf 

abzielen, den Verfahrensablauf transparener zu 

2433.D 
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gestalten, mOglichen VerzOgerungen durch Verfahreris-

konzentration entgegenzuwirken, das Verfahren zu fOrdern 

urid das Risiko der Parteien zu begrenzen. 

Die Ausgeslaltung der tragenden Verfahrensgrundsatze für 

das Einspruchsverfahren und das Einspruchsbeschwerde-

verfahren war bereits rnehrfach Gegenstand von 

Entscheidurigen der GroI,en Beschwerdekarnrner. Mit der 

Entscheidungskornpetenz der Einspruchsabteilung und der 

Beschwerdekarnrner hat sich die Entscheidung G 9/91, 

AB1. EPA 1993, 408 auseinandergesetzt. Nach dieser 

Entscheidung ist das Einspruchsverfahren nur in dem 
Umfang axihangig, in dem das europische Patent im Rahrnen 

der Erklarung nach Regel 55 c) EPU angefochten worden 

ist. DarQber hinaus fehit es an einer Entscheidungs-

kompetenz und demgemag an der Befugnis, "einen 

Sachverhalt zu ermittein" (vgl. hierzu G 9/91, Gründe 

Nr. 10 und 11). Die Einspruchsabteilung und die 

Beschwerdekainrner kOnnen die Rompetenz zur Entscheidung 

Uber den Widerruf oder die Aufrechterhaltung des Patents 

nur irn Umfang der Arifechtung des Patents gemag der 

Erkiarung des Einsprechenden in Anspruch nehrnen. 

Auch bei den Eirispruchsgrunden gilt der Arntserrnittlungs-

grundsatz (Art. 114 (1) EPU) nicht ohne Einschrankungen. 

Dabei handelt es sich aber nicht urn eine Frage der 

Kompetenz, sondern urn die ausgewogene Anwendung von 

Verfahrensgrundsatzen (G 10/91, AE1. EPA 1993, 420, 

GrUnde Nr. 12). Die Einspruchsabteilung prUft nur die vorn 

Einsprechenden innerhalb der Einspruchsfrist geltend 

gemachten und durch Tatsachen und Beweise ordnungsgerna1, 

gestUtzten EinspruchsgrUnde. Die BerUcksichtigung von 

darUber hinausgehenden GrUnden stellt eine Ausnahrne dar, 

für deren Anwendung besondere Bedingungen gelten 

(S. G 10/91, GrUnde Nr. 16) 
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Zum Einspruchsbgschwerdgverfahren hat die GroIe 

Beschwerdekamrner GrQnde angegében, die die Anwendung des 

Arntsermittlungsgrundsatzes weiter einschrnken. Das 

zweiseitige Beschwerdeverfahren hat prirnár die Aufgabe, 

der unterlegenen Partei die MOglichkeit zu geben, die 

getroffene Entscheidung der Einspruchsabteilung 

anzufechten. Nur mit Zustirnmung des Patentinhabers kann 

ausnahrnsweise ein neuer Einspruchsgrund in das 

Beschwerdeverfahren einbezogen werden (G 10/91, 

GrQnde Nr. 18). 

Im Zusamrnenhang mit der Entscheidungskompetenz der 

Beschwerdekamrnern ist auch die Wirkung der ZurQcknahme 

der Beschwerde zu sehen. Das Beschwerdeverfahren endet, 

wenn die einzige Beschwerde oder, bei mehrseitigen 

Beschwerden, wenn alle Beschwerden zuruckgezogen wurden. 

Mit dem Wegfall der Beschwerde oder der Beschwerden fã.11 

die Kompetenz zur weiteren Durchfuhrung des Verfahrens 

und zur Entscheidung weg (G 7/91, A31. EPA 1993, 356 und 

G 8/91, ABi. EPA 1993, 346) 

Beschwerdeantrag und Antragøbindung 

In der Vorlage an die Groe Beschwerdekarnrner wird nun die 

Frage aufgeworfen, ob und inwieweit die Beschwerdekammer 

zu Lasten des Beschwerdefuhrers im Einspruchsbeschwerde-

verfahren von dem Beschwerdeantrag abweichen kann. Die 

Vorlageentscheidung hat dies vor allem aus dem Gesichts-

punkt des Verbots einer mOglichen Verschlechterung - 

reformatio in peius - betrachtet. In ihrern Wesen geht es 

bei der vorgelegten Frage aber urn die Bindungswirkung, 

die der Beschwerdeantrag für das weitere Verfahren 

entfaltet. Sie kann sowohi für Antrge des Beschwerde-

fuhrers oder des Beschwerdegegners, als auch für em 

Vorgehen von Arnts wegen begrenzend wirken. Dagegen 

enthält das EPU keine Bestirnmung, nach der die 

243 	13 
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Beschwerdeentscheidung den BeschwerdefQhrer im Vergleich 

zur angefochtenen Entscheidung im Ergebnis nicht 

schlechter stellen dUrfe. 

Schon die Entscheidung der Grof!,en Beschwerdekarnmer 

G 2/91, AB1. EPA 1992, 206, hat die Frage aufgeworf en, 

inwieweit sich die niclit beschwerdeführenda Partai mit 

ihren Anträgen zu darien des Beøchwerdeführars in 

Widerspruch setzten darf oder ob sie gegebenenfalls auf 

die Verteidigung der angefochtenen Entscheidung 

beschrãnkt ist (GrOnde Nr. 6.2) . Nur wer eine - zulassige 

- Beschwerde einreicht, erlangt die Stellung eines 

BeschwerdefQhrers, während der nicht beschwerdefQhrenden 

Partei die Rolle eines am Beschwerdeverfahren Beteiligten 

gem&Z Artikel 107, Satz 2 EPU zukornmt (GrQnde Nr. 6.1) 

Die Beschwerde zielt auf die Beseitigung der "Beschwer' 

durch eine Anderung oder Aufhebung der angefochtenen 

Entscheidung ab (Art. 107, Salz 1 EPU) . Die Beschwerde-

kammer hat zu prufen, ob die Beschwerde zu1ssig und 

begrundet ist (Art. 110 (1) EPU) . Der Prufung, ob die 

Beschwerde begrQndet ist, folgt die Entscheidung "über 

die Beschwerde' (Art. 111 (1), Satz 1EPU). Die 

Beschwerdekarnmer kann dabei in der Sache selbst 

entscheiden oder die Sache zur Fortsetzung des Verfahrens 

an die erste Instanz zurUckverweisen (Art. 111 (1), 

Satz 2 EPU) . Stets ist es aber die Beschwerde selbst, die 

den Gegenstand des Beschwerdeverfahreris darsteilt. Sie 

darf nicht b1of, als der Einstieg in dieses Verfahren 

betrachtet werden. 

Nach dem EPU ist die Einlegung der Beschwerde und darnit 

das Recht, einen Beschwerdeantrag zu stellen, befriset. 

Dies dient der Verfahrenskonzeritration. Mit dieser 

Regelung ware es nicht vereinbar, dern nicht beschwerde-

fUhrenden Beteiligten das unbeschrarikte Recht 

24 	D 



- 10 	 G 0009/92 

einzuraurnen, das Verfahren durch eigene Antrge ohne 

zeitliche Grenze in eine andere Richtung zu lenken. Wer 

sich gegen eine Entscheidung der erstenInstanz nicht 

innerhaib der Beschwerdefrist beschwert, kann nicht das - 

unbefristete - Recht zu Antrãgen beanspruchen, die in 

ihrer Tragweite einem Beschwerdeantrag entsprechen, und 

damit - als Reaktiôn auf eine Beschwerde des Verfahrens-

gegners - die Stellung eines Beschwerdeführers einnehmen. 

Die Bestirnrnung der Regel 65 (1) EPU Uber die Unzulässig-

keit der Beschwerde bei nicht fristgerechtern Beschwerde-

antrag mift der Fristsetzung erkennbar Gewicht zu. Dies 

kann nur in dem Sinn verstanden werden, dag au1erha1b 

dieser Frist gestelite Antrage, die den Rahmen des 

ursprünglichen Beschwerdeantrages (Regel 64 b) EPU) 

sprengen, nicht zugelassen sind. Das EPY sieht eine 

Anschlubeschwerde des Beschwerdegegners nicht var. 

Das vorgebrachte Argument, die Beschwerde sei für den 

Beschwerdegegner eine neue, Uberraschende Situation, 

greifc niche. durch. Die Beschwerde steht unter den 

ailgemeinen Zulässigkeie.svoraussee. zungen beiden Parteien 

g1eichermafen often. Mit einer Beschwede. einer Partei, 

die nicht vollstãndig obsiegt hat, mug die andere Partei 

rechnen. 

Die njcht beschwerdeführende Partei hat als Beschwerde- 

gegnerin die MOglichkeit, all das, was sie für die 

Verteidigung des var der ersten Instanz erzielten 

Ergebnisses für notwendig und zweckinaf?ig h1t, irn 

Beschwerdeverfahren vorzubringen. 

Ebenso fremd ist dem EPU die Vorstellung, der 

Beschwerdefuhrer müsse - unabhängig von einer Beschwerde 

der Gegenpartei - das Risiko tragen, durch seine 

Beschwerde das in erster Instanz erzielte Ergebnis zu 

gefhrden. Auch der damit verbundene Gedanke, der 

alleinige BeschwerdefUhrer soilte durch Gegenanträge dazu 
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veran1aft werderi kOnnen, seine Beschwerde wieder 

zurQckzuziehen, 1f,t sich dern Verfahrensrecht nach dem 

EPU nicht entnehxnen. 

Im Folgenden werden die Schluf&folgerungen dargesteilt, 

die sich einerseits bei der alleinigen Beschwerde des 

Patentinhabers und andererseits bei der alleiriigen 

Beschwerde des Einsprechenden ergeben. 

Alleinige Beschwerde des Patentinhaber (T 60/91) 

Die erste Failkonstellation betrifft die alleinige 

Beschwerde des Patentinhabers gegen eine Zwischen-

entscheidung, mit der das Patent von der Einspruchs-

abteilung in geãndertem Umfang als aufrechterhaltbar 

erklärt worden ist. Diese Fassung ist bei der alleinigen 

Beschwerde des Patentinhabers vom Beschwerdeantrag - der 

Erkiarung Ober den Umfang der Anfechtung (Art. 108 S. 1, 

Regel 64 b) EPU) - nicht erfa1t. Denn der Beschwerde-

führer strebt mit seiner Beschwerd.e an, dag eine andere, 

von ibm vorgeschlagene Fassung an ihre Stelle tritt, oder 

dai3 dann, wenn einem soichen Antrag nicht stattgegeben 

wird, d. h. die Beschwerde zurückgewiesen wird, das 

Patent in der von der Einspruchsabteilung festge1egen 

Fassung aufrechterhalteri bleibt. 

Der durch den Beschwerdeantrag gesteckte Rabmen wird 

verlassen, wenn der nicht beschwerdefuhrende 

Einsprechende einen Anerag auf Widerruf des Patencs 

steilt. Der Einsprechende kann daher nach Ablauf der 

Beschwerdefrist einen soichen Antrag nicht rnehr wirksam 

stellen. 
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Allalnige Beschwerde des Einsprechenden (T 488/91) 

Die zweite Falikonstellation bet.rifft die alleinige 

Beschwerde des Einsprechenden gegen eine Zwischen-

entscheidung, mit der das Patent von der Einspruchs-

abteilung in geändertem Umfang als aufrechterhaltbar 

erklärt worden ist. Die Beschwerde wird yam 

Einsprechenden mit dem Ziel eingelegt, die angefochtene 

Entscheidung dahin zu andern, daZ das Patent insgesamt 

widerrufen oder festgestellt wird, dag dem Patent in 

einer anderen (aus seiner Sicht in der Regel gegenUber 

der Zwischenentscheidung engeren) Fassung Einspruchs-

grQnde nicht entgegenstehen. 

Dem Patentinhaber, der keine Beschwerde erhoben hat und 

der daher nur Verfahrensbeteiligter nach Artikel 107, 

Satz 2 EPU ist, steht das Recht einer - unbefristeten - 

'Ansch1uf,beschwerde" nicht zu. Seine Antrage unterliegen 

daher im Vergleich zu den Rechten, die er als Beschwerde-

führer hatte, Beschrnkungen. Durch die Nichteinlegung 

der Beschwerde hat er zu erkennen gegeben, dag er die 

Aufrechterhaltung des Patents in der Fassung der 

Entscheidung der Einspruchsabteilung nicht anfechten 

will. Er ist damit prirnr auf die Verteidigung dieser 

Fassung beschrankt. Anderungen, die er im Beschwerde-

verfahren vorschlagt, kOnnen von der Beschwerdekarnmer 

abgelehnt werden, wenn sie weder sachdienlich noch 

erforderlich sind. Dies trifft dann zu, wenn die 

Anderungen nicht durch die Eeschwerde veran1a1t sind 

(Art. 101 (2) EN), Regel 58 (2) und 66 (1) EPU; T 406/86 

ABI. EPA 1989, 302; T 295/87, ABi. EPA 1990, 470) 

Meinung einer Minderheit 

Nach Meinung einer Minderheit der Groien Beschwerdekammer 

hat der Amtsermittlungsgrundsatz Vorrang. Eine reformacic 

in peius sei daher zulässig. Die Minderheitsmeinung 

2 4 3 3 .0 



- 13 - 	 G 0009/92 

beruft sich auf die seit dem 1. Arbeitsentwurf Uber em 

Europisches Patentrecht (Vorschlàge des Vorsitzenden der 

EWG-Arbeitsgruppe 'Patente" vom 29.05.1961 bis 

09.04.1962) jrn wesentlichen unverãnderten Text der 

Bestirnrnung Uber die Ermittlung von Amts wegen (siehe 

Art. 96 des Entwurfs Doc. IV/6514/61 vorn 28.07.1961) 

Bereits in den Er1uterungen zu Artikel 96 des Entwurfs 

wurde dieser Grundsatz bestatigt und unter anderern 

ausgefQhrt: "Wendet sich somit ein Patentinhaber mit 

seiner Beschwerde dagegen, daZ sein vorlãufiges 

europäisches Patent bei der PrQfung teilweise aufgehoben 

wurde, so karin im Beschwerdeverfahren auf Grund des 

bereits erwhnten oder auch des bisher noch nicht 

herangezogenen Materials das gesamte vorlãufige 

europäische Patent aufgehoben werden." Der erste 

Vorentwurf betrjfft zwar noch einen Verfahrensablauf mit 

einem der Patenterteilung vorgeschalteten Einspruchs-

verfahren. Aus späteren Sitzungsberichten geht aber 

hervor, dag der Ubergang zum nachtraglichen Einspruch an 

der Anwendung der Offizialmaxime nichts ändern dürfe, 

weil er aus elnem anderen Grunde beschlossen worden sel 

(BR 87/71 vom 28.02.1971, Seite 5, Rdn. 9). Nach 

Auffassung der Minderheit besteht daher im EPU keine 

Grundlage, die Entscheidungskompetenz der Beschwerde-

kamrnern im Einspruchsbeschwerdeverfahren einzuschrnken. 
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Entscheidungsforrnel 

Aus diesen GrUnden wird die der Grofen Begchwerdekarnmer 

vorgelegte zweiteilige Rechtsfrage wie folgt beantwortet: 

1st der Patentinhaber der alleinige Beschwerdeführer 

gegen eine Zwischenentscheidung über die Aufrecht-

erhaltung des Patents in geandertem Urnfang, so kann weder 

die Beschwerdekarnrner noch der nicht beschwerdefQhrende 

Einsprechende als Beteiligter nach Artikel 107 Satz 2 EPU 

die Fassung des Patents gernJ, der zwischenentscheidung in 

Frage stellen. 

1st der Einsprechende der alleinige BeschwerdefUhrer 

gegen eine Zwischenentscheidung uber die Aufrecht-

erhaltung des Patents in gendertern Umfang, so ist der 

Patentinhaber primax darauf beschrnkt, das Patent in der 

Fassung zu verteidigen, die die Einspruchsabteilung ihrer 

Zwischenentscheidung zugrunde gelegt hat. Anderungen, die 

der Patentinhaber als Beteiligter nach Artikel 107 Satz 2 

EPU vorsch1gt, kOnnen von der Beschwerdekammer abgelehnt 

werden, wenn sie weder sachdienlich noch erforderlich 

sind. 

Der Geschftsste11enbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

J. /a 
J. Rückerl 
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